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Glossar und Abkürzungsverzeichnis 

ARPA 

ARPANET 

Backbone 

Browser 

COSINE 

DFN-Verein 
DoD 
Homepage 
Hyperlink 
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lAB 

IETF 

IPTO 
Internet 

Intranet 

ISO/OSI 

I V gl. Kapitell § 2. 
2 V gl. Kapitell § 3 11. 

Advanced Research Projects Agencyl, amerikanische Forschungs-
institution, dem Verteidigungsministerium unterstellt 
Von der ... ARPA seit den späten 60er Jahren betriebenes For-
schungsnetzwerk2, Vorläufer des Internet 
Überregionale Hauptübertragungsleitungen zwischen wichtigen 
Netzknoten (Rechenzentren) bzw. Netzwerken 
Software zum Betrachten von'" World Wide Web Seiten (z. B. Net-
scape, Internet Explorer) 
Cooperation for an Open Systems Interconnection Networking in 
Europe, von der ... RARE ins Leben gerufenes Projekt zur Bereit-
stellung einer auf'" ISO/OSI Normen basierenden Infrastruktur für 
den akademischen Bereich in Europa 
Verein zur Förderung des Deutschen Forschungsnetzes e. V. 3 

Department of Defense, amerikanisches Verteidigungsminsiterium 
Startseite eines Angebotes im ... World Wide Web 
Querverweis in einem ... hypertext 
System zur Textdarstellung im ... World Wide Web, bei dem der Text 
mittels ... hyperlinks nicht linear strukturiert wird. Durch Aufrufen 
("anklieken") eines hyperlinks wird weiterer Text angezeigt, der 
weiterführende/vertiefende Informationen enthält 
Internet Architecture Board, Steuerungsgreminum im Rahmen der 
... ISOC 
Internet Engineering Task Force, Diskussions- und Forschungsgre-
mium im Rahmen der ... ISOC 
Information Processing Techniques Office', Abteilung der ... ARPA 
Bezeichnung für das auf dem ... TCP/IP Protokoll basierende Netz-
werk von Netzwerken5 

Netzwerk einer geschlossenen Benutzergruppe (Unternehmen, Uni-
versität), das auf dem ... TCP/IP Protokoll basiert 
Von der ISO (International Standardization Office) entwickeltes 
Übertragungsprotokoll OSI (Open Systems Interconnection), das, 
von der Zielsetzung ... TCP/IP vergleichbar, heterogene Netze ver-
knüpft. Es teilt die Aufgaben, die bei der Datenkommunikation zwi-
schen zwei Anwendungen auf unterschiedlichen Rechnern anfallen, 
sieben aufeinander aufbauenden Schichten zu (Schichtenmodell) 

3 V gl. Kapitel 1 § 4 III. 1. 
4 Vgl. Kapitell § 31. 
5 V gl. Kapitell § 3 III. und § 41. 
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NSFNET 

Packet switching 
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RARE 
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World Wide Web 

Glossar und Abkürzungsverzeichnis 15 

Internet Society, Gesellschaft zur Förderung des Internet6 

National Science Foundation, amerikanische Einrichtung der zivi-
len Forschungsförderung 
1985 errichtetes Netz der -+ NSF zur Verbindung der amerikani-
schen Universitäten und Forschunsgeinrichtungen7, ab 1990 Nach-
folger des -+ ARPANET 
In sogenannten "paketvermittelten" Netzwerken werden die Daten 
in separate Blöcke eingeteilt, wobei jeder Block aus einem Kopf teil, 
der insbesondere die Adressinformation enthält, und einem Daten-
block besteht. Die Datenpakete werden einzeln auf den gerade ver-
fügbaren Leitungen transportiert und bei dem Empfänger wieder zu 
einer Nachricht zusammengesetzt, ohne daß der Absender den ex-
pliziten Weg zum Ziel kennen muß. Damit muß keine ständige Ver-
bindung zwischen Absender und Adressat bestehen 
Definition der Regeln, nach denen ein Dienst Daten verarbeitet, 
nutzt, darstellt oder überträgt 
Reseaux Associes pour la Recherche Europeene, Organisation zur 
Koordinierung der Netzwerkaktivitäten in Europa8 

Transmission Control Protocolllnternet Protocol, von Vinton Cer! 
und Robert Kahn für die IPTO und das ARPANET entwickeltes 
ÜbertragungsprotokoW, das die Datenübertragung zwischen Com-
puternetzwerken auf unterschiedlichen Übertragungswegen und un-
abhängig von den jeweils benutzen Endgeräten ermöglicht 
(Abkürzung www), auf -+ hypertext basierender Informationsbe-
schaffungsdienst im Internet lO 

6 Vgl. Kapitell §41.3.c). 
7 Vgl. Kapitell §41.2. b). 
8 V gl. Kapitel I § 4 11. 2. 
9 V gl. Kapitel I § 3 III. 2. und § 41. 2. a). 
10 V gl. Kapitell § 41. 4. 





Einleitung: 
Die Technik, das Recht, der Gesetzgeber 

Das Internet hat eine gänzlich neue und zuvor unbekannte Dimension von Kom-
munikation geschaffen und damit die Kommunikation "revolutioniert". Man ver-
gleicht das Phänomen Internet mit der Erfindung des Buchdrucks und die durch das 
Internet bewirkten Veränderungen des Wirtschaftslebens mit der industriellen Revo-
lution. 

Diese Studie beleuchtet das "Wie" der Reaktion des deutschen Gesetzgebers auf 
dieses bedeutende, in vielem die Welt verändernde Phänomen. 

Das Internet stellt zunächst einmal eine Technik, eine Technologie "wie andere 
auch" dar. Nun ist das Verhältnis von Recht und Technik aber seit jeher ein proble-
matisches und problematisiertes. Das Verhältnis von Recht und Technik beschäftigt 
die Rechtswissenschaft unter verschiedenen Gesichtspunkten. Im Rahmen dieser 
Arbeit geht es nur um einen Aspekt, um einen einzelnen Strang in dem Knäuel der 
rechtswissenschaftlichen Diskussion, nämlich um die Frage, wie das Recht, wie der 
Gesetzgeber auf ein bestimmtes technisches Phänomen reagiert hat: das Phänomen 
des Internet. Dazu wird der Prozeß der Rechtsbildung zu dieser technologischen 
Entwicklung nachgezeichnet und werden die Strukturen dieses Prozesses herausge-
arbeitet. 

Einleitend soll die im folgenden anzustellende Betrachtung eingebunden werden 
in den Kontext der rechtswissenschaftlichen Diskussion um "Recht und Technik". 
Hierzu werden zunächst auf einer allgemeinen Ebene einige Grundfragen angespro-
chen, die um die Frage der grundsätzlichen Verantwortung des Gesetzgebers für 
Technik kreisen. Daran anschließend wird sodann ein Ausschnitt dieser rechtwis-
senschaftlichen Diskussion genauer betrachtet: die Frage nach dem "Wie" gesetz-
geberischer Reaktion auf Technik. Dazu werden die innerhalb der Rechtswissen-
schaft vorherrschenden Grundannahmen zu diesem "Wie" in Thesenform ge-
faßt - als theoretische Folie für die im Hauptteil der Arbeit anzustellende Analyse 
der tatsächlichen Reaktion des Gesetzgebers auf das Internet. Ziel ist dabei nicht, 
die Thesen mit den Ergebnissen dieser Arbeit zu widerlegen. Sie sollen vielmehr 
den Blick schärfen und den Hintergrund bilden für die den Hauptteil der Arbeit bil-
dende Untersuchung, und sie sollen helfen, die tatsächliche Reaktion in ihrer spezi-
fischen Eigenart klarer zu erkennen. 

2 Geczy-Sparwasser 
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I. Grundsätzliche Überlegungen zu Recht und Technik 

Das Verhältnis von Recht und Technik ist ein vieldiskutiertes und somit offenbar 
schwieriges, das auch nur ansatzweise auszuloten oder gar zu lösen nicht Aufgabe 
dieser Arbeit ist. Sie besteht vielmehr darin, nach der Reaktion des Gesetzgebers 
auf ein bestimmtes technisches Phänomen zu fragen, nach einem Ausschnitt eben 
dieses komplexen Verhältnisses. Anlaß genug, einige grundsätzliche Vorüberlegun-
gen anzustellen: 

So liegen die Fragen nahe, was der Gesetzgeber überhaupt mit Technik "zu tun" 
hat, warum er überhaupt auf Technik reagieren sollte. Wissenschaftlich gefaßt ist 
das die Frage nach der staatlichen Verantwortung für technische Entwicklungen. I 
Die Antwort der Rechtswissenschaft lautet, "weil es seine verfassungsmäßige 
Pflicht ist". Zur Begründung werden zwei Argumente ins Feld geführt, zum einen 
das historische Argument, der Umstand, "daß es schon immer so war" - Gefahren 
der Technik seien stets Gegenstand staatlicher Vorsorge gewesen. 2 Auf dogmatisch 
sichereren Füßen steht hingegen das zweite Argument: Die Grundrechte des GG 
werden vom BVerfG als Elemente einer objektiven Werteordnung gedeutee, aus de-
nen eine Schutzpflicht des Staates für die grundrechtlich geschützten Rechtsgüter 
resultiert4•5 Diese Schutzpflicht wiederum begründet einen Handlungsauftrag an 
den Gesetzgeber, im Bereich technischer/wissenschaftlicher Entwicklungen tätig zu 
werden, sofern von diesen Entwicklungen Risiken ausgehen - das Schlagwort heißt 
"Staatsaufgabe Technikbewältigung" . 6 

Gilt diese "Staatsaufgabe Technikbewältigung" aber auch für die Informations-
und Kommunikationstechnologien? 

I Hierzu statt vieler Murswiek, Verantwortung, S. 88 ff. 
2/psen, Bewältigung, VVDStRL48 (1990), S.I77 (178) m. w.N. nennt dies den ,.historisch-

deskriptiven" Beleg dieser staatlichen Aufgabe; s. auch Murswiek, Bewältigung, VVDStRL 48 
(1990), S.207 (208f.). 

Inwieweit indes diese Belege - bei /psen sämtliche aus dem Preußen des flÜhen 19. Jahr-
hunderts - Relevanz für die Ausgestaltung staatlicher Pflichten des 20./21. Jahrhunderts ent-
falten können, bleibt unklar und bedarf zumindest kritischer Reflektion. In diese Richtung geht 
auch Murswiek, Technische Risiken, S. 238 f., der von der Technik-Ignoranz des Grundgeset-
zes spricht und dafür plädiert, die Frage nach der staatlichen Verantwortung für den techni-
schen Wandel neu zu stellen und zu beantworten. 

3 BVerfGE 6, 32 (40); 6,55 (72); 7, 198 (205f.); 10, 59 (81); 21, 362 (371 f.); 50, 290 
(336f.); 73,261 (269); 76, 1 (49). 

• BVerfGE 39,1 (41 f.); 46,160 (164); 49, 89 (141 f.) -Kalkar; 53, 30 (57)- Müllheim-Kär-
lich; 56, 54 (73 und 78)-Fluglärrn; 65,1 (45f.)- Volkszählung. 

S Dazu statt vieler /psen, Bewältigung, VVDStRL 48 (1990), S. 177 (179) m. w. N. 
6 /psen, Bewältigung, VVDStRL 48 (1990), S. 177 (l79f.) m. w. N., der in Anlehnung an 

Denninger von einem "Präventionsstaat" spricht. Kirchhof, Kontrolle, NVwZ 1988, S. 97: "Die 
Kontrolle der Technik [wird] immer dann zur Staatsaufgabe, wenn das technische Risiko er-
heblich ist und die Allgemeinheit belÜhrt." 
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Die oben skizzierten Überlegungen zu der Verantwortung des Staates für techni-
sche Entwicklungen haben ihren Ursprung im aus dem klassischen Recht der Ge-
fahrenabwehr über das Gewerberecht entwickelten Umweltrecht. Die Gefahren, 
die von den neuen Informations- und Kommunikationstechnologien ausgehen -
z. B. vom Internet - sind indes gänzlich andere als beispielsweise die eines Kernre-
aktors. 7 Dennoch sind sie vorhanden bzw. vorstellbar8: Man denke nur an Fragen 
des Datenschutzes (Gefahren für das Persönlichkeitsrecht bzw. die informationelle 
Selbstbestimmung) oder, gerade im Fall des Internet, den Schutz Minderjähriger 
vor schädigenden Inhalten oder Gefährdungen des Urheberrechts. Gefahrenab-
wehr - und die staatliche Verantwortung für selbige - ist damit auch im Bereich 
der Informations- und Kommunikationstechnologien relevant.9 Also ist auch die 
Bewältigung neuer Information- und Kommunikationstechnologien "Staatsaufga-
be". 10.11 

Wahrgenommen wird diese Staatsaufgabe grundSätzlich mittels Recht bzw. 
Rechtsetzung. 12 Dem Recht ("Technikrecht") kommt dabei die Funktion der Tech-
nikbegrenzung zu (oder präziser: Nebenfolgenbegrenzung).13 Im Rahmen der soge-

7 So Schlink, Bewältigung, VVDStRL 48 (1989), S. 235 (238 ff.): "Sowohl der infonnations-
und kommunikationstechnischen Forschung wie auch ihren Hervorbringungen fehlt die spek-
takuläre Gefährlichkeit giftigen Smogs, explodierender Anlagen und mutierender Organismen. 
Die Gefahren der Infonnations- und Kommunikationstechnik kommen auf leisen Sohlen." Zu 
den spezifischen Gefahren der Infonnationstechniken und dem Erfordernis der Neufonnulie-
rung der grundrechtlichen Schutzgüter angesichts neuer Gefährdungslagen vgl. auch Degen-
hart, Bewältigung, NJW 1989, S.2435 (2437ff.) 

8 Zu den spezifischen Gefahren der Infonnations- und Kommunikationstechnologien 
Schlink, Bewältigung, VVDStRL 48 (1989), S.235 (242ff.); ferner Wolf, R., Regelung, S.127 
(150f.) der auf die verschiedenen "gesellschaftlichen Verwerfungen" durch Nutzung der In-
fonnationstechnik hinweist, die ebenfalls im Blick zu behalten seien. 

9 So HoffTTumn-Riem, Multimedia-Politik, RuF 1995, S.125 (130), der darüber hinaus an-
merkt, daß gerade diese Aufgaben vom Markt allein nicht bewältigt werden könnten. Ebenso 
Schoch, Rahmenbedingungen, VVDStRL 57 (1997), S.158 (164 und 186). Roßnagel, Recht 
und Technik, S. 13 (15 f.), weist darauf hin, daß insbesondere Fragen nach der Sozialverträg-
lichkeit von Technik anhand von Marktkriterien nicht hinreichend begegnet werden könne. 

10 Zu Begriff und Wandel von Staats aufgaben Schulze-Fielitz, Staatsaufgabenentwicklung, 
S. 11 ff. 

11 Dies ist auch die (nicht ausdrücklich hervorgehobene) Grundannahme der Berichte von 
Trute und Schoch auf der 57. Staatsrechtslehrertagung in Osnabrück (1997) zu dem Thema 
"Öffentlich-rechtliche Rahmenbedingungen einer Infonnationsordnung", vgl. VVDStRL 57 
(1997), S.158ff. und 217ff. 

12 Vgl. hierzu statt vieler Murswiek, Bewältigung, VVDStRL 48 (1990), S.207 (208ff.) und 
Pitschas, Bewältigung, DÖV 1989, S. 785 (786) m. w. N. 

13 Nicht jedoch die Funktion gänzlicher Technikverhütung, so Murswiek, Bewältigung, 
VVDStRL 48 (1990), S. 207 (209f.), der im übrigen die Gestaltungs- oder Steuerungsfunk-
tion des technikbezogenen Verwaltungsrechts (Ausnahme Planungsrecht) verneint; ebenso 
Degenhart, Bewältigung, NJW 1989, S.2435 (2436). Kloepfer, Recht, NuR 1997, S.417f. 
weist hingegen auf die seines Erachtens zu wenig beachtete Technikennöglichungsfunktion 
des Rechts hin: Rechtssicherheit bedeute Investitionssicherheit und ennögliche so Technik-
entfaltung, Recht könne die Akzeptanz einer Technik erhöhen, und schließlich komme dem 

2' 


